
 

 

INFORMATION 
nach Artikel 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) bei der Erhebung von personenbezogenen Daten bei der 

betroffenen Person, bei Dritten und aus öffentlich zugänglichen Quellen im Zusammenhang mit 

Beistandschaft  

Name und Kontaktdaten  
des Verantwortlichen 

Stadt Hennef (Sieg) 
Der Bürgermeister 
Amt für Kinder, Jugend und Familie 
Frankfurter Str. 97 
53773 Hennef 
Tel.: 02242/888-0 
E-Mail: info@hennef.de 
Website: www.hennef.de 

Kontaktdaten des/der  
Datenschutzbeauftragten 

Datenschutzbeauftragte der Stadt Hennef 
Frankfurter Str. 97 
53773 Hennef 
E-Mail: datenschutz@hennef.de 

 

Zweck(e) der Datenverarbeitung  rechtliche Feststellung der Vaterschaft zu dem minderjährigen 
Kind  

 Geltendmachung des Unterhaltsanspruches des 
minderjährigen Kindes 

 Bearbeitung des Antrags und Beratung 

Rechtsgrundlage(n) der Datenverarbeitung Art. 6 Abs. 1 lit. e) DSGVO 
§§ 1712 ff. BGB  
§ 68 SGB VIII 

Kategorien der verarbeiteten Daten a) Des/r Antragsstellers/in 
Aktenzeichen, Namen, Anschrift, Geburtsdatum und –ort, 
Geschlecht, Erwerbstätigkeit, Familienstand, 
Staatsangehörigkeit,  
optional: Bankverbindung, Telefonnummer, E-Mail 

 
b) Des Kindes 

Aktenzeichen, Namen, Anschrift, Geburtsdatum und –ort, 
Angaben zu Kita-/Schulbesuch bzw. Ausbildung 

 
c) Des Unterhaltspflichtigen 

Aktenzeichen, Namen, Anschrift, Geburtsdatum und –ort, 
Geschlecht, Familienstand, weitere Unterhaltspflichtige, 
Staatsangehörigkeit, Erwerbstätigkeit, 
Einkommensnachweise (ggf. auch des Ehegatten), 
Vermögensnachweise, Angaben zu Krankenversicherung, 
Altersvorsorge, Rentenversicherung, Wohnsituation, 
optional: Telefonnummer, E-Mail  

Quelle der Daten  Antragssteller 

 ggf. Unterhaltspflichtiger 

 ggf. Melderegister 

 soweit zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlich, können 
Daten auch bei anderen Stellen eingeholt werden (z.B. 
Sozialversicherungsträger, Jobcenter, Finanzbehörde, 
Justizbehörden)  
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Empfänger/innen bzw. Kategorien von 
Empfängern/innen der Daten 

Intern:  
Mitarbeiter/innen des Fachamtes, Stadtkasse,  
ggf. Finanzbuchhaltung und Rechtsabteilung 
 

Extern:  
anderer Elternteil, 
ggf. Gerichte, Rechtsbeistände, Standesamt oder andere 
Kommunen bei Fallübergaben,  
ggf. weitere Dritte, um erforderliche Auskünfte zu erhalten 
(z.B. Jobcenter), 
Auftragsverarbeiter (z.B. Datenvernichtung, IT-Dienstleister) 

Übermittlung an ein Drittland oder eine 
internationale Organisation 

Findet grundsätzlich nicht statt.  
 

Ausnahmsweise kann bei Wohnsitz des Vaters / 
Unterhaltspflichtigen im Drittland eine Übermittlung in das 
jeweilige Land stattfinden. 

Dauer der Speicherung grundsätzlich bis zu 10 Jahren, bei Vaterschaftsfeststellung für 
30 Jahre nach Volljährigkeit des Kindes 

Profiling Findet nicht statt 

Etwaige Pflicht zur Bereitstellung der Daten, 
Folgen einer Nichtbereitstellung 

Des Antragsstellers 

☒  ja, ergibt sich aus § 60 SGB I 

Folge bei Nichtangabe 
Werden die Daten nicht oder fehlerhaft zur Verfügung gestellt, 
kann der Antrag nicht (ordnungsgemäß) bearbeitet werden.  
 

Des Unterhaltspflichtigen 

☒   ja, ergibt sich aus § 1605 BGB 

Folge bei Nichtangabe 
Werden die Daten nicht zur Verfügung gestellt, kann eine sog. 
Auskunftsklage erhoben werden. 

bei Datenverarbeitung aufgrund  
von Einwilligungen 

Es besteht ein Widerrufsrecht mit Wirkung für die Zukunft. Die 
Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Datenverarbeitung wird hierdurch nicht berührt. 

 

Ihre Rechte Betroffenen Personen stehen folgende Rechte zu, sofern die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind:  

 Recht auf Auskunft über die zur eigenen Person 
verarbeiteten Daten (Art. 15) 

 Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten (Art. 16) 

 Recht auf Löschung oder Einschränkung der 
Datenverarbeitung (Art. 17 und 18) 

 Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen 
besonderer Umstände (Art. 21) 

 Recht auf Datenübertragbarkeit bei Einsatz von 
automatisierten Verfahren (Art. 20) 

 Beschwerderecht bei der zuständigen Aufsichtsbehörde bei 
Datenschutzverstößen (Art. 57) 

Zuständige Aufsichtsbehörde Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein – Westfalen  
Kavalleriestr. 2-4  
40213 Düsseldorf  
Tel.: 0211 38424-0  
Fax: 0211 38424-10  
E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de  
Internet: www.ldi.nrw.de 
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